
jahrs bereits eine sichere Perspektive im
Betrieb über die Ausbildungszeit hinaus.
Etwa jeder vierte befragte Auszubildende
hingegen wusste schon sicher, dass er nach
der Ausbildung nicht übernommen wird.
Hinzu kommen weitere 40 Prozent, die teil-
weise auch kurz vor dem Ende ihrer Ausbil-
dung noch keinerlei Informationen darüber
haben, ob ihnen eine Weiterbeschäftigung
nach erfolgreich bestandener Abschluss-
prüfung angeboten werden wird.

Ähnlich düstere Zahlen hat zeitnah auch
die Bundesagentur für Arbeit herausge-
bracht. In ihrem Bericht zum Arbeitsmarkt
angesichts der anhaltenden Krise betont sie
zwar, dass die Erwerbslosigkeit in Deutsch-
land im internationalen Vergleich »relativ
moderat« gestiegen sei. Dies gelte aber mit-
nichten für alle Altersgruppen: Die Arbeits-
losigkeit der 15- bis 25-Jährigen sei zwischen
Oktober 2008 und Oktober 2009 um knapp
zwölf Prozent gestiegen – 50 Prozent
schneller als die Arbeitslosigkeit insgesamt.

Dieses Ergebnis ist auch ein Beleg dafür,
dass gerade junge Menschen zunehmend
von atypischer Beschäftigung betroffen

Eine Studie der
DGB-Jugend be-
legt: Junge Leute
sind die Haupt-
leidtragenden
der Finanz- und
Wirtschaftskrise
– und der Be-
rufseinstieg fin-
det oft gar nicht
mehr statt.

ie derzeitige Wirt-
schafts- und Fi-
nanzmarktkr ise

hat sich in Deutschland of-
fiziell bisher nicht so stark
auf den Arbeitsmarkt aus-
gewirkt. Massenentlassun-
gen blieben bisher aus, die Wunderwaffe
hieß Kurzarbeit. Jetzt aber hat die DGB-Ju-
gend mit einer Studie zutage gefördert, wer
für die Krise bezahlen muss: Es sind junge
Leute, die nach der Ausbildung in ihrem Be-
ruf arbeiten wollen.

Die DGB-Jugend hat bis Oktober 2009
1.957 Auszubildende in ihrem jeweils letzten
Ausbildungsjahr befragt – ob sie schon
wüssten, wie es für sie nach der Ausbildung
beruflich weitergehen werde. 

Das zentrale Ergebnis der Befragung: Nur
etwas mehr als ein Drittel der Auszubil-
denden hat kurz vor Ende des dritten Lehr-
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sind. Schon in ihrer Sonderauswertung des
DGB-Index Gute Arbeit 2008 hatte die
DGB-Jugend kritisiert, dass 26 Prozent der
jungen Beschäftigten unter 30 Jahren in
zeitlich befristeten Beschäftigungsver-
hältnissen arbeiten müssen. Passiert ist
nichts.

»Die Zunahme von prekärer Beschäfti-
gung ist kein Zufall, sondern das Ergebnis
der Politik der letzten Jahre«, sagt DGB-
Bundesjugendsekretär René Rudolf. 

Die Flexibilisierung des Arbeitsmarktes
und der Beschäftigungsverhältnisse sowie
der Abbau von Arbeitnehmerrechten führ-
ten dazu, dass es schwieriger bis unmöglich
werde, das weitere Leben zu planen. Ängs-
te in Bezug auf das Alter bestimmten das
gesamte Lebensgefühl der jungen Genera-
tion.

»Die DGB-Jugend fordert angesichts der
Zahlen die unbefristete Übernahme in ein –
sofern gewünscht – Vollzeitbeschäfti-
gungsverhältnis«, sagt Rudolf. »Die absol-
vierte Ausbildung muss dabei ebenso be-
rücksichtigt werden wie der Wohnort. Denn
alle jungen Menschen brauchen die Chance
für ein selbstbestimmtes Leben mit vielfäl-
tigen Perspektiven und materieller Sicher-
heit.« ∏
Die Studie im Download: www.dgb-jugend.de/ausbildung

Prekarität zum Lesen
Eine neue Datenbank der Hans-Böckler-Stif-
tung (HBS) zeigt erstmals für alle 429 Kreise
und kreisfreien Städte in Deutschland, wie
viele Menschen in atypischen Beschäfti-
gungsverhältnissen arbeiten.
www.boeckler.de/pdf/leiharbeit_interaktiv.swf

h b s - dat e n b a n k

D
Wie Nazis soziale Fragen vereinnahmen und was wir gegen rechten Kultur-

kampf unternehmen können – das sind die Themen von zwei neuen Faltblät-
tern der DGB-Jugend. www2.dgb-jugend.de/dgb_jugend/broschueren
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Endlich aussteigen
DBJR fordert ■ Der Deutsche Bundesju-
gendring (DBJR) hat anlässlich der Kopen-
hagener Klimakonferenz im Dezember 2009
einen wirksamen Klimaschutz, eine genera-
tionengerechte Energiepolitik und den
schnellen Ausstieg aus der Atomenergie ge-
fordert. Denn: Kinder und Jugendliche wol-
len keine Energie aus Atomkraft. Sie fürch-
ten sich vor den Risiken im laufenden Be-
trieb und vor dem strahlenden Altlasten.
»Wir verstehen nicht, warum die jetzige Re-
gierung aus dem Ausstieg aussteigen will«,
sagte die stellvertretende DBJR-Vorsitzende
Kathrin Moosdorf. 

Es gebe bereits viele gute Konzepte, um Ener-
gie aus regenerativen Quellen zu gewinnen.
www.dbjr.de

Wurde verlängert
Bleiberecht ■ Das Bleiberecht für gedulde-
te Ausländer/-innen in Deutschland wird
um zwei Jahre verlängert. Das wurde auf ei-
nem Treffen der Innenministerkonferenz im
Dezember 2009 beschlossen. Sonderrege-
lungen insbesondere für Jugendliche mit
Schulabschluss oder Berufsausbildung sind
auch verabredet worden.
www.proasyl.de

Gut getroffen
Jugendsprache ■ Wettbewerb zum »Ju-
gendwort des Jahres 2009« – and the win-
ner is: »Hartzen«, die jugendsprachliche
Übersetzung für »arbeitslos abhängen«, wie
der Ausrichter dieses Wettbewerbs, der
Langenscheidt-Verlag, mitteilt.

Auf den weiteren Plätzen:
»bam« für »cool oder
endgeil« (Langenscheidt-
Verlag) »Bankster« (Bank-
angestellter, der in der Fi-
nanzkrise spekulative Ge-
schäfte macht), »Rudel-

gucken« für Public Viewing – und auf Platz
5: »Pisaopfer« für ein, tja: Pisaopfer.

Soli aktuell meint: »Arbeitslos abhängen«
ist auch schon nicht schlecht.
www.jugendsprache.de

Personalie
Die neue Ministerin für Familie, Frauen,
 Jugend und Senioren der Bundesrepublik
Deutschland heißt Kristina Köhler. Im
 Gegensatz zu ihrer Vorgän-
gerin Ursula von der Leyen –
51, sieben Kinder – ist Frau
Köhler etwas mehr »Jugend«:
Sie hat keine Kinder und ist
32. In der CDU ist sie aber
auch. 
www.kristina-koehler.de

Hoher Anteil
EU-Jugend ■ Zum 1. Januar 2009 lebten 95
Mio. Personen im Alter von 15 bis 29 Jahren
in der EU27, wie das Europäische Statisti-
kamt gezählt hat. Das ist beinahe ein Fünf-
tel der Gesamtbevölkerung.
Der Gesamtbericht als Download: www.jugendpolitik
ineuropa.de/themen/jugendforschung/news-600.html

Neue Strategie
EU-Jugendpolitik ■ Der EU-Ministerrat hat
einen neuen Rahmen für die jugendpoliti-
sche Zusammenarbeit in Europa für die Jah-
re 2010 bis 2018 vereinbart.
Ebenfalls auf www.jugendpolitikineuropa.de

Europaweit einzigartig
Armut kommt ■ Vor allem Geringverdie-
ner/-innen, Ältere und Jugendliche sowie
Zeitarbeiter/-innen sind die Hauptleidtra-
genden der Wirtschaftskrise. Zugleich wer-
de auf dem deutschen Arbeitsmarkt die
Kluft zwischen niedrigen und mittleren Löh-
nen in Vollzeitjobs immer größer, fand die
Bertelsmann-Stiftung im Dezember 2009
heraus. Geringverdiener/-innen erzielten
demnach Ende der neunziger Jahre noch
64% des Verdienstes eines Arbeitnehmers
mit mittlerem Einkommen. 2007 erreichten
sie nur noch 53%. Dieser Rückgang sei im in-
ternationalen Vergleich der stärkste von 20
untersuchten OECD-Ländern.

Mittel gekürzt
Außerschulisches Gedrängel ■ Im Jahr
2008 haben rund 1,4 Mio. junge Menschen
in Deutschland an 33.600 Maßnahmen der
außerschulischen Jugendbildung teilgenom-
men. Während die Zahl der mit öffentlichen
Mitteln der Kommunen, der Länder, vom
Bund oder der EU geförderten Maßnahmen
im Vergleich zu 2004 um 9% niedriger lag,
blieb die Zahl der Teilnehmenden unverän-
dert. Dadurch waren die Maßnahmen im
Schnitt stärker belegt: 2008 zum Beispiel be-
suchten so durchschnittlich 41 junge Men-
schen Veranstaltungen zur politischen, kul-
turellen, ökologischen oder gesundheitli-
chen Bildung – mehr als je zuvor. 
www.destatis.de, »Publikationen«, »Jugendarbeit«

Große Lücke
Ausbildungsplätze ■ Deutsche Unterneh-
men haben nach Zahlen des Bundesinstituts
für Berufsbildung (BIBB) in diesem Jahr
50.300 weniger Ausbildungsverträge abge-
schlossen als im Vorjahr. Damit ging die
Zahl der Neuverträge um 8,2% auf 566.000
zurück. Nach Berechnungen der DGB-Ju-
gend fehlen somit mindestens 80.000 Aus-
bildungsplätze, um die Lage auf dem Ausbil-
dungsmarkt zu stabilisieren. 
www.bibb.de

Super Ergebnis
Steuer auf Geld ■ Die nötigen 50.000 Un-
terschriften für eine Anhörung zum Thema
»Steuer gegen Armut – Einführung einer Fi-
nanztransaktionssteuer« sind fristgerecht
zum 3. Dezember 2009 erreicht worden –
auch dank breiter Unterstützung der Initia-
tive durch die DGB-Jugend und andere ge-
werkschaftliche Organisationen. 
www.steuer-gegen-armut.org

Ost-Ausbildung
BIBB moniert ■ 20 Jahre nach dem Mauer-
fall ist die duale Berufsausbildung in Ost-
deutschland weiterhin ungenügend veran-
kert, schimpft das Bundesinstitut für Be-
rufsbildung (BIBB) in einer aktuellen Studie:
Ursächlich seien die starken ökonomischen
Umbrüche und die besonderen Schwierig-
keiten in der ostdeutschen Wirtschaft – ab-
zulesen an den immer noch höheren Ar-
beitslosenquoten und der schrumpfenden
Zahl von Betrieben.
www.bibb.de

Viele Studis
Mehr Erstsemester/-innen ■ Zum Winter-
semester 2009/2010 ist die Zahl der Erstse-
mester um 7% auf 423.400 angestiegen.
Eingeschrieben sind derzeit insgesamt rund
2,13 Mio. junge Menschen, das sind 5% mehr
als 2008. Im Schnitt dauert ein Studium
heute an den Universitäten 11,6 Semester,
an den Fachhochschulen 8,9 Semester.
www.studentenwerke.de

Großtreffen
»Studierbarkeit« testen ■ Beim gemeinsa-
men Treffen von Hochschulrektoren- und
Kultusministerkonferenz im Dezember
2009 in Bonn haben die Teilnehmer/-innen
sich für einen Maßnahmenkatalog ausge-
sprochen, für den die »Studierbarkeit« neu-
er Studiengänge an erster Stelle steht. Die
Arbeitsbelastung für die Studierenden soll
auf den Prüfstand gestellt und so auf ein
»realistisches und vertretbares Maß« ge-
bracht werden, wie es heißt.
Weitere Infos auf www.his.de/presse/news/
ganze_pm?pm_nr=588

Jetzt unterzeichnen
Studentische Krankenversicherung ■
 Studierende profitieren in Deutschland von
der günstigen studentischen Krankenversi-
cherung. Allerdings – bis auf wenige Aus-
nahmen – nur bis zum 30. Geburtstag. Eine
Initiative will nun per E-Petition im Bundes-
tag auf eine Änderung hinwirken. Bis zum
28. Januar 2010 kann noch unterzeichnet
werden. 
https://epetitionen.bundestag.de/index.php?action=
petition;sa=details;petition=8633
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die Möglichkeit, den Zi-
vildienst mit den darin
erworbenen Fähigkei-
ten für die weitere Aus-
bildung nutzbar zu ma-
chen.«

Dabei soll eine mög-
liche Doppelableistung
von Zivildienst und Frei-
willigem Sozialen Jahr
ausgeschlossen sein. 

Ob und inwieweit
die erst im Sommer
2009 verabschiedete
Regelung, nach der ab
Januar 2010 der Zivil-
dienst als »Lerndienst«
gestaltet werden soll, bei einer kürzeren
Dienstdauer wieder rückgängig gemacht
wird, muss erst mal abgewartet werden.

Zu den Auswirkungen der Dienstzeitver-
kürzung im Sozialbereich hat die Zentral-
stelle für Recht und Schutz der Kriegs-
dienstverweigerer (Zentralstelle KDV) da-
rauf hingewiesen, dass in den Bereichen, in
denen Zivildienstleistende tätig sind, schät-
zungsweise 3,5 Millionen hauptamtliche
Mitarbeiter/-innen arbeiten. 65.000 davon
sind Zivildienstleistende. Das sind 1,8 Pro-
zent aller Beschäftigten. Diese Stellen wer-
den aber nicht gestrichen, sondern die Be-
schäftigungsdauer dieser Mitarbeiter wird
von neun auf sechs Monate verkürzt.

»Rechnerisch bedeutet die Verkürzung
der Dienstdauer von neun auf sechs Mona-
te, dass statt 65.000 Dienststellen im Jah-
resdurchschnitt zukünftig rund 43.000 Zi-
vildienstplätze besetzt sein werden«, sagt
Peter Tobiassen, Geschäftsführer der Zen-
tralstelle KDV. 

Würden die 22.000 Stellen ersatzlos ge-
strichen werden, würde der Sozialbereich
0,5 Prozent der Beschäftigten verlieren. Zu
rechnen sei damit aber nicht: Wegfallende
Zivildienstplätze dürften leicht durch Plätze
des Freiwilligen Jahres ersetzt werden kön-
nen. »Am besten werden sie in sozialversi-
cherungspflichtige Beschäftigungsverhält-
nisse umgewandelt«, sagt Florian Haggen-
miller, bei der DGB-Jugend für Wehr- und Zi-
vildienstfragen zuständig.

Eine Position, wie sie im Bundestag auch
von den Oppositionsparteien vertreten
wird: »Anstatt vier Jahre mit einer Verkür-
zung zu verschwenden, muss der endgülti-
ge Ausstieg aus den Pflichtdiensten organi-
siert werden«, fordern Bündnis 90/Die Grü-

nen. Man sollte lieber Abschied vom Zivil-
dienst nehmen und das Geld sinnvoll bei
den Freiwilligendiensten anlegen, heißt es
bei der SPD. Und die Linkspartei will den
Wehr- und Ersatzdienst »endlich ausmus-
tern« – und verweist auf andere europäi-
sche Länder, die diesen Schritt schon voll-
zogen haben. 

In der Tat: Im Bundeshaushalt Zivil-
dienst führt die beabsichtigte Dienstzeit-
verkürzung zu Einsparungen in Höhe von
immerhin 170 Millionen Euro. Dieses Geld
kann eingespart, aber auch zum Beispiel in
den Haushaltstitel zur Förderung des Frei-
willigen Jahres (bisherige Bundesförderung
dort: 19 Millionen Euro) umgeschichtet wer-
den.

Im Zivildienst wird sich indes wenig än-
dern, glaubt Haggenmiller: »Dort, wo län-
gere Einsatzzeiten nötig sind, werden Zivil-
dienstleistende durch Helferinnen und Hel-
fer im Freiwilligen Jahr ersetzt. Und dort, wo
Zivildienstleistende schon bisher auf Hand-
langerdienste reduziert waren, wird mit der
kürzeren Dienstzeit genauso gut gearbeitet
werden können wie mit den heutigen neun
Monaten.« 

Profitieren könnten von der Dienstzeit-
verkürzung im Zivildienst also auch diejeni-
gen, die bisher im Freiwilligen Jahr keinen
Platz finden konnten.

Übrigens: Eine Anfrage von Bündnis 90/Die
Grünen im Bundestag im Jahr 2008 hat er-
geben, dass rund ein Drittel der Zivildienst-
leistenden in gewinnorientierten Betrieben
eingesetzt sind. Das bedeutet: Unterneh-
men, wie z.B. der Gesundheitskonzern Fre-
senius, die Jahresüberschüsse in zwei- und
dreistelliger Millionenhöhe erwirtschaften,
bekommen ihre Mitarbeiter vom Bundes-
amt für Zivildienst zugeteilt. ∏

Im Koalitionsvertrag wurde die
Verkürzung des Wehrdienstes
auf sechs Monate beschlossen.
Davon wird auch der Zivil-
dienst betroffen sein. Die DGB-
Jugend fordert die gänzliche
Abschaffung.

as klingt erstmal gut: Die schwarz-
gelbe Bundesregierung will den
Wehrdienst und den Zivildienst

verkürzen. Seit Beginn dieses Jahres sollen
Grundwehrdienstleistende und Zivildienst-
leistende statt bisher neun nur noch sechs
Monate dienen. Das geht aus dem Koaliti-
onsvertrag der Regierungsparteien hervor. 

Die sicherheitspolitische Lage, Auftrag
und Aufgabenspektrum der Bundeswehr
habe sich seit dem Ende des kalten Krieges
grundlegend gewandelt, heißt es dort. »Die-
sen Veränderungen ist angemessen Rech-
nung zu tragen«, steht auf Seite 124 des Ver-
tragswerkes, und: »Die Koalitionsparteien
halten im Grundsatz an der allgemeinen
Wehrpflicht fest mit dem Ziel, die Wehr-
dienstzeit bis zum 1. Januar 2011 auf sechs
Monate zu reduzieren.«

Dass dies auch für den Zivildienst gilt,
lässt sich aus folgender Passage auf Seite 82
erschließen: »Die künftige Struktur der
Wehrpflicht wird sich im Zivildienst wider-
spiegeln, der Dienstleistungen der sozialen
Einrichtungen weiter zu sichern hilft.« Und
weiter: »Der Zivildienst entfaltet sozialpoli-
tische Wirkungen. Wir fördern auch künftig

Reguläre Jobs, bitte
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Unhaltbarer Zustand
Von Florian Haggenmiller

Wer über den Zivildienst diskutiert, darf zur
antiquierten Wehrpflicht nicht schweigen:
Die Wehrpflicht ist ungerecht, sicherheitspo-
litisch überholt und verbaut jungen Männern
die Bildungschancen. Und: Während die Bun-
deswehr nur jeden zweiten Wehrpflichtigen
einberuft, muss nahezu jeder Kriegsdienst-
verweigerer Zivildienst leisten – auch das ein
unhaltbarer und inakzeptabler Zustand.

Der Wehrdienst sollte abgebaut und der
Zivildienst schrittweise durch sozialversiche-
rungspflichtige Jobs und Jugendfreiwilligen-
dienste ersetzt werden. Die notwendigen
Mittel stehen dafür zur Verfü-
gung, wenn die Pflichtdienste
konsequent beendet werden. ∏

Florian Haggenmiller ist politischer
 Referent der DGB-Jugend.

w e h r-  u n d  z i v i l d i e n s t

Zivildienst – hat »sozialpolitische Wirkungen«
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Der DGB-Bundesjugendaus-
schuss hat die noch ausstehen-
den Anträge der DGB-Bundes-
jugendkonferenz verabschiedet. 

icht alle der 236 Anträge konnten
auf der DGB-Bundesjugendkonfe-
renz (BJK) im November 2009 be-

handelt werden – deshalb traf sich der DGB-
Bundesjugendausschuss (BJA) am 9. Januar
2010 in Frankfurt/M., um die verbliebenen
Anträge zu diskutieren, anzunehmen oder
abzulehnen bzw. an den Ordentlichen Bun-
deskongress des DGB (OBK) weiterzulei-
ten. Dies waren insbesondere die Leitanträ-
ge zur Jugendbildung und zur Mitbestim-
mung – wie auch alle Anträge der Blöcke D
bis G (außer G 012 zu politischen Streiks). 

Die Anträge wurden weitestgehend an-
genommen wie von der Antragsberatungs-
kommission empfohlen – wie etwa Antrag
D 001 zur Mitbestimmung und Tarifpolitik
einstimmig: »Mitbestimmung heißt Macht-
kontrolle und Mitgestaltung«, heißt es dort
– und sie muss im Sinne der Gewerk-
schaftsjugend auch dort gelten, wo sie bis-
her mangelhaft umgesetzt wird – z.B. in au-
ßerbetrieblichen Ausbildungsstätten.

Aufmerksamkeit erforderte auch der
Antrag F 001 zum Thema Industriepolitik in
Deutschland, der von der IG BCE-Jugend

eingebracht worden war. Er wurde mit –
wichtigen – Änderungen angenommen: So
fordert die DGB-Jugend nun nicht mehr al-
lein »die Sicherung, den Ausbau und die
Weiterentwicklung des Industriestandorts
Deutschland«, sondern die ganz Europas.
Und nun sollen auch nicht nur »neue Indus-
trien« gefördert werden, wie im Ursprungs -
entwurf formuliert, sondern ausdrücklich
»sozial und ökologisch nachhaltige neue In-
dustrien«. 

Von besonderem Interesse ist auch An-
trag G 001, der einstimmig beschlossen
wurde. Denn darin wird die DGB-Jugend
mit der Entwicklung und Durchführung ei-
ner gewerkschaftsübergreifenden Imageof-
fensive beauftragt. Dazu werden intensive
Diskussionprozesse nötig sein.

Bei der Weiterleitung an den OBK wur-
de darauf geachtet, dass aus der Vielzahl der
Anträge eine handhabbare Größe wurde. In
der Regel ist hier der Leitantrag erweitert
worden.

Dass es eine Synopse aus den bereits
auf der BJK angenommenen Anträgen
H 001, H 002, H 003, H 022, H 024 und
H 025 – sie betreffen den Umgang mit den
Ressourcen für die DGB-Jugendarbeit – mit
Vermerk zur Weiterleitung an den OBK ge-
ben wird, wurde ebenfalls beschlossen.

Die BJK ist beendet
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Auch ein völlig neuer Antrag wurde
durchgestimmt und an den OBK weiterge-
leitet: Er betrifft die Studierendenarbeit. Sie
soll langfristig gesichert und innerhalb der
verschiedenen Ebenen des DGB integriert
werden.

Die BJA-Mitglieder René Rudolf, Hülya
Dogan und Antonia Kühn wurden als OBK-
Delegierte der DGB-Jugend bestimmt. So-
mit ist die BJK endgültig abgeschlossen. ∏

Die Datenlage
35 Prozent der 15- bis 24-jährigen Deutschen
rauchen. (Höchststand: Österreich, 41 Prozent)

50 Prozent der 15- bis 16-Jährigen in Deutsch-
land waren innerhalb eines Jahres mindestens
ein Mal betrunken (Dänemark: 73 Prozent)

14,6 Prozent der deutschen Jugendlichen
kiffen (Spanien: 20,3 Prozent)

26,5 Prozent der Deutschen im Alter von 15
bis 24 Jahren haben Übergewicht. (Großbri-
tannien: 53,1 Prozent)

15 Prozent der deutschen Jugendlichen sind
von Armut bedroht (Italien: 20,3 Prozent) ∏

Quelle: Europäischen Statistikamt, Jugendreport

a n g e z ä h lt

Wundersame
 Wandlung
Überraschung, Überraschung: Aktive des DGB
sind am 16. Dezember 2009 in Berlin vor das
Kanzleramt gezogen, um eine »Pressekonfe-
renz« abzuhalten. Mittendrin: Stimmen-Imita-
torin Antonia von Romatowski als Bundeskanz-
lerin Angela Merkel. Anlass der Aktion war der
Bildungsgipfel von Bund und Ländern. 

»Merkel« stellte sich mit ihrer »Freundin«,
Bildungsministerin Annette Schavan (CDU), ge-
spielt von Mirjam Blumenthal von der DGB-Ju-
gend, der »Presse« – gespielt von echten Jour-
nalist/-innen. Zur Unterstützung waren Schü-
ler/-innen und Studierende gekommen.

Wie sagte doch »Frau Merkel«? »Es läuft
was schief in unserem Land, 1,5 Millionen junge
Menschen sind ohne Ausbildung. Viele Schüler
ohne Abschluss. An den Hochschulen herrscht

Chaos. So geht das nicht weiter.« Und kündigte
an, zukünftig mehr Geld für Bildung ausgeben
zu wollen. Schön wär’s gewesen, hätte man dies
von der echten Frau Merkel auch vernommen.
Und so wurde der Ausgang des Bildungsgipfels
von DGB und Gewerkschaften als unzureichend
kritisiert. ∏

Weitere Infos auf www.dgb-jugend.de. 
Auf »Youtube« gibt's ein schönes Video:
www.youtube.com/watch?v=bP8emeJ1OSg

b i l d u n g s g i p fe l
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projekte

sagt daher auch DGB-Bundesjugendsekre-
tär René Rudolf.

Der Zynismus bei den Arbeitnehmerorga-
nisationen, er ist angebracht: Offenbar ha-
ben sich viele daran gewöhnt, ihre Gesund-
heit hintan zu stellen – aus Sorge um den
Arbeitsplatz. Das Phänomen sei mittlerwei-
le so verbreitet, dass es Eingang in wissen-
schaftliche Untersuchungen gefunden hat:
unter dem schönen Schlagwort »Präsentis-
mus«. Gemeint: Man geht zur Arbeit, ob-
wohl es einem nachweislich nicht gut tut.
Dass bereits junge Beschäftigte unter di-
versen gesundheitlichen Beschwerden lit-
ten, mache deutlich, dass eigentlich »vom
ersten Arbeitstag an gute Arbeitsbedingun-
gen und Prävention angesagt« seien, wie
Rudolf sagt.

Ein anderer
Punkt ist das Geld.
Im Klartext: die
schlechte Bezah-
lung. Denn auch
die ist weit ver-
breitet. Ange-
sichts der schlech-
ten Einkommens-
situation junger
Beschäftigter for-
dert die stellver-

Ganz im Zeichen der Gesund-
heit steht die Sonderauswer-
tung »Junge Beschäftigte« des
DGB-Index Gute Arbeit 2009. 

unge Beschäftigte gehen auch zur
Arbeit, wenn sie krank sind. Das
zeigt die Sonderauswertung des

DGB-Index Gute Arbeit 2009 »Junge Be-
schäftigte«, der am 15. Dezember 2009 in
Berlin vorgestellt wurde.

Danach gaben 79 Prozent der Befragten
an, in den vergangenen zwölf Monaten
mindestens einmal trotz Krankheit arbei-
ten gegangen zu sein. 46 Prozent haben
sich sogar Medikamente verschreiben las-
sen, um fit für die Arbeit zu sein. Die Krank-
heit, krank zur Arbeit zu müssen, grassiert.
In den Medien kursiert schon eine Zu-
schreibung für dieses Verhalten: »Arbeit-
nehmer-Doping«.

Logisch, dass viele junge Beschäftigte
von starken Beeinträchtigungen ihrer Ge-
sundheit berichteten. Neben den weit ver-
breiteten Rückenschmerzen (60 Prozent)
berichteten 45 Prozent derjenigen mit
»schlechter Arbeit« von Schlafstörungen,
aber nur fünf Prozent jener mit Guter Ar-
beit. »Dieser Unterschied von 40 Prozent-
punkten zeigt den enormen Spielraum,
den es für Gute Arbeit immer noch gibt«,

Unfit in den Job
tretende DGB-Vorsitzende Ingrid Sehrbrock
einen Mindestlohn von zunächst 7,50 Euro:
»Die Pläne der Bundesregierung, die Sit-
tenwidrigkeit von Löhnen als unterste Auf-
fanglinie gelten zu lassen, helfen den Ar-
beitnehmer/-innen im Niedriglohnbereich
nicht aus ihrer Bedrängnis. Unterhalb des
Mindestlohns darf es nichts geben.« Alles
andere sei eine Einladung zum Lohndum-
ping an die Arbeitgeber/-innen.

Für den repräsentativen DGB-Index Gu-
te Arbeit 2009 wurden im ersten Quartal
dieses Jahres 7.930 Beschäftigte befragt. Die
Ergebnisse wurden im Sommer veröffent-
licht. Die nun vorliegende Sonderauswer-
tung bezieht sich auf die Auskünfte von 882
Befragten im Alter von bis zu 30 Jahren. ∏
DGB-Index Gute Arbeit 2009 »Junge Beschäftigte«, zu be-
stellen auf www2.dgb-jugend.de/dgb_jugend/broschueren

er DGB und das Deutsche Studen-
tenwerk (DSW) haben im Dezem-
ber 2009 gemeinsame Eckpunkte

für die von der Bundesregierung geplante
BAföG-Erhöhung zum 1. Oktober 2010 vor-
gelegt. 

Unabdingbar sei, dass die Preis- und Ein-
kommensentwicklung von Herbst 2007 bis
Herbst 2010 zugrunde gelegt werde. Die
Förderbeträge müssten um bis zu vier Pro-
zent, die Elternfreibeträge um bis zu fünf
Prozent angehoben werden.

»Wir brauchen eine deutliche Erhöhung
des BAföG, um mehr jungen Menschen aus
einkommensschwachen Familien den Weg
zur Hochschule zu ebnen«, sagt die stell-
vertretende DGB-Vorsitzende Ingrid Sehr-
brock. Das BAföG »trockne aus«, wenn die
Bundesregierung nicht schleunigst Be-
darfssätze und Freibeträge deutlich anhebe. 

D

Sofort deutlich anheben
DGB und Deutsches Studentenwerk haben Eckpunkte entwickelt, wie das BAföG auszusehen hat.

Lebenslanges Lernen nicht nur zu predi-
gen, sondern auch zu praktizieren, das be-
deutet nach Auffassung der Gewerkschaf-
ten beim BAföG: Abschaffung der Alters-
grenze von bisher 30 Jahren. Wer zum Bei-
spiel nach Berufstätigkeit oder Kindererzie-
hung wieder an die Universität will, darf
nicht an starren und lebensfernen Vor-
schriften scheitern.

DSW-Generalsekretär Achim Meyer auf
der Heyde kritisiert, dass das BAföG bislang
zu wenig auf die Studienabschlüsse Bache-
lor und Master eingestellt sei: »Das BAföG
muss rasch Bologna-kompatibel gemacht
werden. Wir brauchen eine kontinuierliche
Förderung beim Übergang vom Bachelor
zum Master sowie eine erweiterte Förde-
rung von Master-Studiengängen.« 

DGB und DSW fordern mit ihrem Papier
die Politik auf, endlich die soziale Selektivi-

tät im Hochschulsystem aufzubrechen.
Denn in Deutschland studieren von 100
Akademiker-Kindern 83, aber von 100 Kin-
dern aus Familien ohne akademischen Hin-
tergrund nur 23. 

»Die Verbesserung von Bildungschan-
cen muss zentrale Aufgabe der neuen Bun-
desregierung sein. Die wichtigste Säule der
staatlichen Studienfinanzierung ist und
bleibt das BAföG«, heißt es dazu im Eck-
punkte-Papier. 

Von besonderer Bedeutung ist dabei
auch die Wiedereinführung eines Schüler-
BAföG für die Oberstufe: Schüler/-innen
aus einkommensschwachen Familien sol-
len schon auf dem Weg zum Abitur eine
bessere finanzielle Unterstützung erhal-
ten. ∏

Das Eckpunktepapier gibt’s unter 
www.dgb-jugend.de/studium

J

»Krank zur Arbeit in den letzten zwölf Monaten?« – Junge  Beschäftigte
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Nicht nur Auszubildende su-
chen Hilfe und Rat bei »Dr.
Azubi«. Jugendliche in Ein-
stiegsqualifizierungen haben
oft die gleichen Probleme. 

ie Einstiegsqualifizierung (EQ) ist
eine der wichtigsten berufsvorbe-
reitenden Maßnahmen: Jugendli-

che unter 25 ohne Ausbildungsplatz können
von der Arbeitsagentur in eine Einstiegs-
qualifizierung vermittelt und gefördert wer-
den, wenn Sie noch keinen beruflichen Ab-
schluss haben und ihre allgemeine Schul-
pflicht erfüllt ist. Seit 2004 haben über
100.000 Jugendliche dieses Verfahren
durchlaufen. 

Jugendliche in einer EQ sammeln erste
Praxiserfahrungen in einem Berufsfeld. Die
Ausbildungsbetriebe erhalten gleichzeitig
Gelegenheit, die Jugendlichen und ihre Fä-
higkeiten zu beobachten und zu entwickeln. 

Im besten Fall erfolgt nach einem hal-
ben oder einem ganzen Jahr EQ eine Über-
nahme in ein reguläres Ausbildungsverhält-
nis, und die EQ-Zeiten werden auf die Aus-
bildungszeit angerechnet. In einigen Tarif-
verträgen der Gewerkschaften ist eine An-
rechnung vorgeschrieben. 

Leider gibt es auch bei diesem Maßnah-
me-Typ jede Menge schwarze Schafe unter
den Betrieben – wie zum Beispiel ein Fall im
»Dr. Azubi«-Forum dokumentiert, in dem ei-
nem Jugendlichen nach der Probezeit ge-
kündigt wurde – Be-
gründung: Der Be-
trieb könne ihm »die
vertraglich vereinbar-
ten Kenntnisse nicht
vermitteln«. 

Dies ist natürlich eine Verdrehung des
Tatsachen: Der Jugendliche und nicht der
Betrieb kann kündigen, wenn der Betrieb
seinen Ausbilderpflichten nicht nach-
kommt. Eine Klage auf Schadensersatz bei
einer Vertragslösung nach der Probezeit ist
in der EQ leider ausgeschlossen.

Außerdem melden sich immer wieder
Jugendliche, die in der EQ nichts lernen und
nur als Hilfskräfte einfache Tätigkeiten aus-
üben. Dies ist immer besonders schade – da
die betroffenen Jugendlichen ohnehin be-
reits einen Weg mit vielen Schwierigkeiten
und Misserfolgen hinter sich haben und im
EQ eine echte Chance sehen, nur um dann
eine weitere Enttäuschung erleben. 

Und: Schon im Dezember 2006 bemän-
gelte der Bundesrechnungshof, dass die Un-
ternehmen bei rund 2.000 der bis dahin et-

wa 30.000 Praktikant/-innen trotz des
staatlichen Zuschusses keine Sozialabga-
ben gezahlt hatten und dass auch die Ver-
gütung nicht automatisch an die Praktikan-
ten weitergeleitet wurde. Außerdem nutz-
ten die Unternehmen nur in weniger als der
Hälfte der Fälle die Möglichkeit, bei einer
Übernahme das Praktikum auf die Ausbil-
dungszeit anrechnen zu lassen.
Der DGB-Vorsitzende Michael
Sommer nannte dies »einen
Skandal«. 

Aber die Jugendlichen, für
die sich keine andere Möglich-
keit bietet, haben natürlich
Rechte, die laut § 26 Berufsbil-
dungsgesetz (BBiG) in vielen
Bereichen die gleichen sind wie bei Auszu-
bildenden:

Vergütung 
Im Gegensatz zur Ausbildung, ist die Ver-
gütung in der EQ festgelegt. Die Jugendli-
chen erhalten 210 Euro von der Bundes-
agentur für Arbeit, der Betrieb führt zusätz-
lich 106 Euro an Sozialversicherungsbeiträ-
gen ab.

Vertrag 
Bei Beginn einer EQ muss ein schriftlicher
Vertrag abgeschlossen werden, der – genau
wie bei Auszubildenden – bei den zuständi-
gen Stellen eingetragen werden muss. Oh-
ne Vertrag kann eine EQ nicht gefördert

und anerkannt wer-
den! 

Im Vertag sollte
unbedingt stehen, in
welchem Bereich die
EQ abgeleistet wird.

Ein zusätzlicher Qualifizierungsplan, der
Teil des EQ-Vertrages ist, sollte genau auf-
listen, welche Inhalte vermittelt werden. 

Sehr gut ist es auch, wenn im Vertrag
festgelegt ist, dass die EQ auf die Ausbil-
dungszeit angerechnet wird, falls es zu einer
Übernahme in eine Ausbildung kommt.

Rechte und Plichten 
Die Recht und Pflichten in der EQ sind ent-
sprechend § 26 BBiG weitestgehend diesel-
ben wie bei Auszubildenden. Die tägliche
Arbeitszeit wird im EQ-Vertrag festgelegt.
Es gelten die Vorgaben des Jugendarbeits-
schutz- oder des Arbeitszeitgesetzes bzw.
die einschlägigen tariflichen Vereinbarun-
gen. 

Beim Urlaubsanspruch sieht es ähnlich
aus: Auch er muss im Vertrag festgelegt

werden, und es finden die entsprechenden
Gesetze oder tariflichen Bestimmungen An-
wendung.

Auch bei der EQ wird eine Probezeit fest-
gelegt. Da die Qualifizierung nur zwischen
sechs und zwölf Monaten dauert und das
»Risiko« für den Ausbildungsbetrieb gering
ist, beträgt die Probezeit nur einen Monat.

Die Jugendlichen haben
während der EQ ein Recht da-
rauf, dass die vertraglich fest-
gelegten Qualifizierungsbau-
steine von geeigneten Perso-
nen vermittelt werden – denn
darum geht es schließlich. An-
dersherum sind die Jugendli-
chen verpflichtet, an der EQ-

Maßnahme regelmäßig teilzunehmen und
sich ansonsten rechtzeitig krank zu melden. 

Betriebliches Zeugnis
Am Ende der EQ haben Jugendliche An-
spruch auf ein betriebliches Zeugnis. Wenn
sie kein qualifiziertes Zeugnis verlangen,
wird ihnen ein einfaches Arbeitszeugnis
ausgestellt, das einer Bestätigung gleicht
und daher keine Wertungen enthält. 

Auf Verlangen muss der Betrieb ein qua-
lifiziertes Zeugnis ausstellen. Es enthält
wertende Äußerungen zu Verhalten und Fä-
higkeiten des Jugendlichen. Fällt die Bewer-
tung positiv aus, ist das Zeugnis für spätere
Bewerbungen deutlich wertvoller als ein
einfaches Zeugnis. Allerdings stellt sich bei
einer positiven Bewertung immer die Frage,
warum der Betrieb den Auszubildenden
nicht übernommen hat. Denn eine Über-
nahme in eine Ausbildung bei Eignung ist
schließlich der Sinn der Förderung.

Zertifikat 
Neben dem betrieblichen Zeugnis erhalten
Jugendliche nach dem EQ ein Zertifikat von
der zuständigen Kammer. Hier gibt es Un-
terschiede: So werden im Bereich der In-
dustrie- und Handelskammern sechs Beur-
teilungskriterien festgelegt, und der Ju-
gendliche muss bei vier der Kriterien mit
ausreichend bewertet werden. 

Das Zertifikat ist sehr wichtig: Denn nur
mit dem Zertifikat ist eine Anrechnung der
EQ auf die Ausbildungszeit
möglich. ∏

DGB-Jugend (Hg.): Rechte und
Pflichten in der betrieblichen Ein-
stiegsqualifizierung (EQ) – Tipps
und Informationen für Teilnehmen-
de, Berlin 2008. Im Download:
www2.dgb-jugend.de/
dgb_jugend/broschueren

So wird angerechnet
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azubi-ratgeberin    

Immer wieder melden sich
 Jugendliche, die in der EQ nichts

 lernen und nur als Hilfskräfte 
einfache Tätigkeiten ausüben. 

Termin bei Dr. Azubi.
Mit Jula Müller

D
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Verschiedene Bündnisse wollen
am 13. Februar 2010 dem rech-
ten Aufmarsch entgegentreten.

resden – einmal im Jahr ist die
sächsische Landeshauptstadt Auf-
marschgebiet einer der größten

Demonstrationen von Rechtsextremen: Am
13. Februar soll zwar der Toten der Bombar-
dierung im Zweiten Weltkrieg erinnert wer-
den, dieser Tag wird aber schon seit Jahren
für rechte Zwecke instrumentalisiert. Die
Nazis kommen nicht,
um der Toten zu ge-
denken, sondern um
sich positiv auf die
Zeit des Nationalsozialismus zu beziehen.

Dagegen haben sich nicht zuletzt Ge-
werkschafter/-innen in den letzten Jahren
erfolgreich positioniert – und Demos orga-
nisiert. Nachdem aber die »Geh Denken«-
Gegendemonstration letztes Jahr kein gu-
tes Echo hatte, ruft der DGB Dresden dieses
Mal – wie auch zahlreiche andere demokra-
tische Organisationen – zu einer gemeinsa-
men Aktion der Bürger/-innen auf. Und da-

mit, der Einladung der Dresdner Oberbür-
germeisterin Helma Orosz (CDU) zu einem
stadtweiten bürgerschaftliches Bündnis zu
folgen. 

»Wir verbinden damit die Hoffnung, die
politische Aufspaltung der demokratischen
Akteure zu überwinden und zu einem klaren
Signal gegen den rechtsextremen Auf-
marsch für 2010 zu kommen«, sagt der
DGB-Regionsvorsitzende Ralf Hron.

»Wir werden versuchen, so viele Men-
schen wie möglich für eine Teilnahme an

den offiziellen Veran-
staltungen der Stadt
Dresden im Bündnis
mit weiteren zivilge-

sellschaftlichen Partnerinnen und Partnern
zu gewinnen«, sagt An-
dré Schnabel von der
DGB-Jugend Sachsen.
Hauptveranstaltung
soll dabei die Bildung einer stadtweiten
Menschenkette sein.

Schnabel weist aber darauf hin, dass
auch andere Gegenveranstaltungen statt-
finden. So etwa jene mit demTitel »Dresden

stellt sich quer«: Die Aktiven dieses
deutschlandweiten Bündnisses wollen an
die erfolgreiche bundesweite Mobilisierung
vom Februar 2009 anknüpfen, als insge-
samt rund 10.000 Menschen in Dresden ge-
gen die Neonazis demonstrierten. Am dies-
jährigen 13. Februar wollen die Bündnisteil-
nehmer/-innen einen Schritt weitergehen
und den Rechten mit Aktionen des zivilen
Ungehorsams etwas entgegensetzen. Und
zwar ganz wörtlich: Sitzblockaden mit tau-
senden Teilnehmer/-innen sind geplant. 

Hier haben sich Vertreter/-innen der
ver.di Jugend, von Studierendenverbänden
und zivilgesellschaftlichen Organisationen
zusammengeschlossen.

»Für Gewerkschafter ist es selbstver-
ständlich, dass wir uns
dem Nazigroßauf-
marsch entgegenstel-
len«, sagt ver.di-Bun-

desjugendsekretär Ringo Bischoff. Denn die
Gewerkschaften seien mit die ersten Orga-
nisationen gewesen, die 1933 von den Nazis
zerschlagen wurden. ∏
Infos: www.dgb-jugend-sachsen.de

Aktivposten
∂ Get the party started: Die DGB-Jugend Ham-
burg gibt ihren Neujahrsempfang für Jugend-
und Auszubildendenvertretungen. Und zwar am
10. Februar 2010 im Gewerkschaftshaus am Be-
senbinderhof 57a, 20097 Hamburg.
Infos: Tel.: 040 / 285 82 56 
∂ Der DGB NRW und das Medienunternehmen
center.tv Ruhr haben per Ausbildungskonsens
gemeinsam ein Projekt entwickelt, um 20 Ju-
gendliche mit Hauptschulabschluss für ein Jahr
in verschiedenen Bereichen des Senders als Vi-
deojournalist/-innen zu qualifizieren. 
www.nrw.dgb.de
∂ Die DGB-Jugenden Rheinland-Pfalz und
Saar teilen mit, dass sie allen Kolleg/-innen vom
11. bis zum 17. Februar 2010 eine fröhliche Fast-
nacht wünschen – »mit Helau und Allez Hopp«.
Weitere Narreninfos gibt’s auf www.dgb-
 jugend-rlp.de, www.dgb-jugend-saar.de
∂ Bitte anmelden: Vom 5. bis zum 7. März 2010
fährt die DGB-Jugend Baden-Württemberg
nach Dachau: In der Kleinstadt bei München be-
fand sich während der NS-Zeit ein Konzentrati-
onslager. Es war der erste Ort, an dem einem La-
gerkommandanten die alleinige Gerichtsbarkeit

zugeteilt wurde. In keinem anderen Lager ge-
schahen so viele politische Morde – und kein an-
deres bestand so lange. DGB-Bezirksjugendse-
kretärin Annika Wörsdörfer: »Wir finden es
wichtig, der Geschichte zu gedenken und unse-
re Verantwortung in der Gegenwart daraus ab-
zuleiten.« 
Der Bezug zur heutigen Zeit mache deutlich,
dass nationalsozialistisches Gedankengut in der
rechtsextremen Szene immer noch sein Unwe-
sen treibe und Rassismus in Deutschland immer
noch erschreckend präsent sei.
www.dgb-jugend-bw.de
∂ Die rechtsextremen Bayern waren denn auch
Ziel der Gewerkschaftsjugend im Dezember
2009 in Nürnberg. Rund 500 Aktive der ver.di
Jugend und des Antifaschistischen Aktions-
bündnisses belagerten dort den örtlichen Töns-
berg Nazi-Klamotten-Laden. Neben der Aufklä-
rung der Bevölkerung über die Rolle von Trend-
marken in der Neonaziszene stand an oberster
Stelle, dem einschlägig bekannten Shop das
Weihnachtsgeschäft zu vermiesen. »Es ist eben
kein normaler Laden. Deshalb sind wir als Ge-
werkschaft immer bereit, alles zu leisten«, sag-
te Bernd Hampel, Vorsitzender der ver.di-Ju-
gend in Nürnberg. 

http://mittelfranken.verdi.de/aktionen/
weg_mit_dem_t_nsberg-laden
∂ A propos schmutzige Wäsche: Eine andere
ver.di Jugend-Aktion, ebenfalls im Dezember
2009, sollte die internationale Solidarität mit
Gewerkschafterinnen aus Thailand und den Phi-
lippinen unterstreichen. Hintergrund ist die Ent-
lassungswelle in gewerkschaftlich gut organi-
sierten Fabriken des Schweizer Dessous-Her-
stellers Triumph. Betroffene Gewerkschafterin-
nen aus Thailand und den Philippinen kamen
nach Berlin, zogen vor eine Triumph-Filiale –
und hatten Besonderes im Angebot: Die Nähe-
rinnen verkauften »Protestunterwäsche«, die
sie während der wochenlangen Demonstratio-
nen angefertigt hatten.
www.ver.di-jugend.de, Ihr könnt das Anliegen
der Näherinnen unterstützen und eine Pro-
testmail an Triumph schicken: www.inkota.de/
triumph/#c2810
∂ »Chancen für Beschäftigung nutzen« – unter
dieses Motto hat der IG BCE-Hauptvorstand
die Forderungsempfehlung für die Chemie-Ta-
rifrunde 2010 gestellt. Schwerpunkte sind die Si-
cherung der Arbeitsplätze und gute Berufspers -
pektiven für junge Leute. 
www.igbce-jugend.de

k u r z  u n d  k l e i n

D

Gegen Nazis in Dresden:
Soviel Protest wie möglich

Die Aufspaltung der demokratischen
Akteure soll verhindert werden.

Blockaden sollen den Rechten 
den Weg versperren.



Miteinander schreiben: Unter
dem Titel »Gegenblende« hat der

DGB einen Debattenblog ins Internet ge-
stellt. Er wird wöchentlich aktualisiert.
Auf Beiträge aus der Wissenschaft folgen
Erwiderungen aus den Gewerkschaften.
Es wird auch Buchrezensionen und Aus-
stellungsbesprechungen geben.
www.gegenblende.de
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+

BAföG – das Buch: Die Neuauflage des BAföG-
Handbuchs der Bildungsgewerkschaft GEW für

Student/-innen und Schüler/-innen ist erschienen. Ne-
ben wichtigen Grundinformationen werden alle Ände-
rungen der letzten BAföG-Novelle thematisiert.
Soli aktuell meint: Das Accessoire für jedes Beratungsbüro.
BAföG – GEW-Handbuch, Schüren-Verlag, Marburg 2009, 21. Aufl., 208 S., 14,90 Euro

+

Ausbildung 2009:
Das Verzeichnis »Die

anerkannten Ausbildungs-
berufe 2009« dokumentiert
die Arbeiten zur Ordnung
der beruflichen Bildung und
enthält alle anerkannten
Ausbildungsberufe.
www.bibb.de/berufe

+

tipps + termine    

An den
DGB-Bundesvorstand, Ber. Jugend
Soli aktuell
Henriette-Herz-Platz 2
10178 Berlin

∂ Ich möchte monatlich ____ Exemplar(e) bestellen.

vorname name 

organisation funktion 

straße nummer

plz ort

unterschrift 

Abo-Coupon
ausschneiden und im Fensterumschlag 
an die untenstehende Anschrift schicken. solisoli aktuellaktuell

Müssen in der Krise Ansprüche an
die Arbeitsqualität zurückstehen?
Heißt es demnächst: »Schlechte
Zeiten für Gute Arbeit?«
Nein, auf keinen Fall: Solche Stra-
tegien wären nicht innovativ, son-
dern rückwärtsgewandt. Das Jahr-
buch »Gute Arbeit – Ausgabe
2010« aus dem Bund-Verlag steht
ganz im Zeichen dieser Thematik.
Es bietet Debattenbeiträge und
stellt unterschiedliche strategi-
sche Lösungsansätze zur Diskus-
sion. Expert/-innen aus Gewerk-
schaften, Wissenschaft und be-
trieblicher Praxis sondieren
Handlungsfelder für Gute Arbeit:
Initiativen und gewerkschaftliche
Aktionen zeigen, dass es sich im-
mer lohnt, die Arbeitsqualität zu
verbessern.
Lothar Schröder, Hans-Jürgen Urban: Gu-
te Arbeit – Ausgabe 2010. Handlungsfel-
der für Betriebe, Politik und Gewerk-
schaften, Bund-Verlag, Frankfurt/M.
2009 , 491 S., 39,90 Euro
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Israel – eine erste Annäherung. Das Inte-
resse an Israel ist in der Gewerkschaftsju-
gend groß: Die Kooperation zwischen DGB,
seinen Mitgliedsgewerkschaften und dem is-
raelischen Gewerkschaftsdachverband His-
tadrut hat seit Jahren Tradition. Wer an ei-
nem Austausch teilnehmen möchte, sollte
sich vorher mit Israels Geschichte, seiner ak-
tuellen politischen, religiösen, wirtschaftli-
chen und sozialen Situation auseinanderset-
zen. Da kommt das Annäherungsseminar ge-
rade richtig.
5. bis 7. März 2010. DGB-Jugendbildungszentrum
 Hattingen. Buchungscode: ISR0 610278938

Gewerkschaftliche Kompetenz: In der Krise schreien
sie auf einmal alle nach den Gewerkschaften. Und was
sagen wir? In diesem Seminar gibt’s (wirtschafts-)politi-
sche Grundlagen und die dazu passenden gewerkschaft-
lichen Positionen. Darüber hinaus soll über die Zukunft
der Gewerkschaften diskutiert werden – dabei wendet
sich das Team des DGB-Jugendbildungszentrums sowohl
an diejenigen, die sich erst seit relativ kurzer Zeit im ge-
werkschaftlichen Umfeld bewegen, als auch an alle, die
»mit ihren Argumenten manchmal nicht mehr weiter-
kommen und daher frische Ideen suchen«!
26. bis 28. März 2010. DGB-Jugendbildungszentrum Hattingen.
 Buchungscode: GKO 610268903

Anmeldungen: www.dgb-jugendbildung.de

h at t i n g e n  – s e m i n a r e

AK Internationales: Das
nächste Treffen des Arbeits-

kreises Internationales der DGB-
Jugend findet vom 26. bis 28. Feb-
ruar 2010 in Hattingen statt. Elke
Michauk und Diana Greim sind ab
sofort Verbindungsmitglieder
vom AK Internationales zu Attac. 
www.dgb-jugend.de
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d e r  r a u s s c h m e i s s e r

War ja mal wieder klar…


